
Bundessozialgericht

— 1 RA 94/75 -

Verkündet am
4. Mai 1976 I m N a m e n d e 3 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

.......................OOOOOOOOOOOOOOOCOOOIOO...,

Kläger,

g e g e n

...»...oooooooooooooeooooto...-oooooooooooooc...,

Beklagte und Revisionsklägerin,

Beigeladene und Revisionsbeklagtez .............o

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 4. Mai 4976 durch den

Präsidenten Prof. Dr. W a n n a g a t , die
Richter Dr. S c h u b e r t und B u r g e r

sowie die ehrenamtlichen Richter D 0 y e

und D e m b o w 8 k i für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 20. Mai 1975
aufgehoben und die Berufung der Beigeladenen gegen

das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt a.M. vom
6. Dezember 4975 zurückgewiesen.

Die Beigeladene hat dem Kläger auch dessen außer—
gerichtliche Kosten des Berufungs— und Revisions—

verfahrens zu erstatten.
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Streitig ist allein, ob die beklagte Bundesversicherungsan—

stalt für Angestellte (BfA) oder die beigeladene Landes—

versicherungsanstalt (LVA) Hessen für die Zahlung der dem

Kläger zu leistenden Rente wegen Erwerbsunfähigkeit zuständig

ist.

Der Kläger hatte von der Beigeladenen aufgrund des Bescheides

vom 5. August 4964 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit erhalten.

Mit Bescheid vom 45. Juli 4968 hatte die Beigeladene die

Rente gemäß 5 4286 Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) entzogen. Auf die hiergegen erhobene Klage hatte das

Sozialgericht (SG) Stuttgart die Beigeladene mit Urteil vom
25. November 4970 verpflichtet, dem Kläger ab 4. September

4968 Rente wegen Berufsunfähigkeit zu gewähren; im übrigen

hatte es die Klage abgewiesen. Die Beigeladene hatte die

gegen das Urteil eingelegte Berufung am 44. April 4972 zu—
rückgenommen.

Während des Klageverfahrens war der Kläger versicherungs—

pflichtig beschäftigt. Zuletzt wurden für ihn in der Zeit

vom 25. Juni 4969 bis 54. Januar 4972 Pflichtbeiträge zur
Angestelltenversicherung entrichtet. Den ebenfalls noch

während des beim SG Stuttgart anhängigen Klageverfahrens

im Juli 4970 bei der Beklagten gestellten Antrag auf Ge—

währung der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit lehnte diese

im Bescheid vom 49. August 4974 mit der Begründung ab, daß

wegen des beim Landessozialgericht (LSG) anhängigen Be—

rufungsverfahrens die Zuständigkeit des Rentenversicherungs—

trägers nicht wechsele und deshalb die LVA Hessen auch

über die begehrte Rente wegen Erwerbsunfähigkeit zu ent—

scheiden habe.
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Auf die hiergegen erneut erhobene Klage verpflichtete das

SG Frankfurt a.M. die Beigeladene, dem Kläger — unter Aus—

lassung der Zeit des Heilverfahrens vom 7. August bis
18. September 1972 — Rente wegen Erwerbsunfähigkeit vom

1. Februar 1972 an zu zahlen; im übrigen wies es die Klage

ab (Urteil vom 6. Dezember 1973). In der mündlichen Ver—
handlung über die von der Beigeladenen eingelegte Berufung

waren sich die Beklagte und die Beigeladene darüber einig,

daß beim Kläger der Versicherungsfall der Erwerbsunfähigkeit

im Januar 1972 eingetreten sei. Das LSG verpflichtete sodann

in Abänderung der erstinstanzlichen Entscheidung die Beklagte,

die Versichertenrente des Klägers wegen Berufsunfähigkeit

mit Wirkung vom 1. Februar 1972 in eine solche wegen Er—

werbsunfähigkeit umzuwandeln. Zur Begründung führte es im

wesentlichen aus: Da der letzte Beitrag vor der Antrag—

stellung im Juli 1970 am 14. Juli 1970 an die Beklagte
geleistet worden sei, sei gemäß 5 90 des Angestelltenver—

sicherungsgesetzes (AVG) und $ 1511 RVO deren Zuständigkeit

zur Feststellung der Leistung gegeben. Die von der Beklagten

herangezogene Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)

zum Ausschluß eines Zuständigkeitswechsels während eines

Streitverfahrens betreffe andere Sachverhalte. Aus der Sicht

des Klägers, der mit einem für ihn ungünstigen Ausgang des

Vorprozesses habe rechnen müssen, sei am 28. Juli 1970 ein

neuer — an die Beklagte zu richtender - Rentenantrag erfor—

derlich gewesen. Dies ergebe sich daraus, daß die B£A im

damaligen Verfahren entgegen @ 75 Abs. 2 des Sozialgerichts-

gesetzes (SGG) nicht beigeladen gewesen sei und mit der durch

die Berufungsrücknahme der LVA Hessen am 14. April 1972 einge—

tretenen Rechtskraft des Urteils des SG Stuttgart vom

25. November 1970 für die Beteiligten des Vorprozesses fest-

gestanden habe, daß der Kläger ab September 1968 nur berufs-,

nicht aber erwerbsunfähig gewesen sei (Urteil vom 20. Mai 1975).

Die Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt.

Sie rügt eine Verletzung der 55 1511 RVG, 90 AVG durch das
Berufungsgericht.

_ 4 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung der Beigeladenen gegen das Urteil

des SG Frankfurt a.N. vom 6. Dezember 4975

zurückzuweisen.

Die Beigeladene beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht durch einen zu—

gelassenen Prozeßbevollmächtigten (@ 466 Abs. 2 SGG) ver—
treten.

II

Die durch Zulassung statthafte Revision der Beklagten ist

begründet.

Da die Beklagte und die Beigeladene übereinstimmend davon

ausgehen, daß dem Kläger vom 4. Februar 4972 an die Ver—

sichertenrente wegen Erwerbsunfähigkeit zusteht, ist nur
noch darüber zu entscheiden, welcher der beiden beteilig—

ten Versicherungsträger die Rente zu zahlen hat. Der

Rechtsauffassung des LSG, unter Berücksichtigung der

letzten Beitragsentrichtung vor der Antragstellung im

Juli 4970 sei gemäß den 55 90 AVG, 4344 RVG die Zuständig—
keit der Beklagten gegeben, kann nicht zugestimmt werden.

Nach Absatz 4 Satz 4 der genannten Vorschriften ist zwar

der Träger des Versicherungszweiges, an den der letzte

Beitrag entrichtet ist, für die Feststellung und Zahlung

der Leistung zuständig. Das Berufungsgericht übersieht

indes, daß das BSG — ua — aus 5 4544 Abs. 4 Satz 2 RVG
den Schluß gezogen hat, daß ein Wechsel der Zuständigkeit

während eines Rentenstreitverfahrens vermieden werden soll

(vgl. BSG 23, 460, 462 = SozR Nr. 5 zu 5 4544 RVO unter
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Hinweis auf die Entscheidung des erkennenden Senats vom

15.5.4964 - 1 RA 475/57 in.BSG 14, 86 = SozR Nr. 5 zu
5 4511 EVO). Das BSG hat seine Rechtsauffassung auf den auch

sonst im Verfahrensrecht (vgl. 5 94 Abs. 5 SGG) geltenden
Grundsatz, eine einmal begründete Zuständigkeit bei Verände-

rung der sie begründenden Umstände bestehen zu lassen —
perpetuatio fori —, gestützt (so BSG in SozR Nr. 6 zu 5 4544
EVO) und des weiteren mit der begrenzten Zulässigkeit von
Klageänderungen begründet (so BSG 44, 86, 90).

Die aufgezeigten Gesichtspunkte müssen aber auch dann den

Ausschlag geben, wenn nicht - wie bei dem in BSG 44, 86

entschiedenen Fall — während des Rentenstreitverfahrens

Beiträge nachentrichtet, sondern — wie hier — neue Pflicht—

beiträge zu einem im rechtshängigen Streitverfahren nicht

beteiligten Versicherungsträger geleistet werden. Im Klage—

verfahren des Vorprozesses war zur Zeit der letzten Beitrags—

entrichtung vor dem neuen, an die Beklagte gerichteten Ren»

tenantrag (Juli 4970) noch die Weitergewährung der Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit durch die Beigeladene (= Beklagte

des Vorprozesses) streitig. Allerdings ist dem Kläger durch

das nachfolgende Urteil des SG Stuttgart vom 25. November

1970 lediglich die Rente wegen Berufsunfähigkeit vom
1. September 4968 an zugesprochen worden und der erneute

Versicherungsfall der Erwerbsunfähigkeit ist erst im

Januar 4972 eingetreten. Zu diesem Zeitpunkt war indes das

erste Rentenstreitverfahren noch nicht abgeschlossen. Auch

wenn die nunmehrige Beklagte zum damaligen Berufungsverfahren

vor dem LSG Badeanürttemberg beigeladen worden wäre, hätte

der Eintritt des neuen Versicherungsfalls nicht — wie das

Berufungsgericht meint - zur Folge gehabt, daß die jetzige

Beklagte bereits im damaligen Streitverfahren gemäß 5 75
Abs. 5 SGG zur Gewährung der Erwerbsunfähigkeitsrente hätte

verurteilt werden müssen. Denn diese Vorschfift setzt für

die Verurteilung eines beigeladenen Versicherungeträgers

dessen Sachbefugnis als in Anspruch genommener Beteiligter

voraus. An der Zuständigkeit der Beklagten des Vorprozesses
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(= jetzige Beigeladene) zur Feststellung und Zahlung der Rente

und an der sich hieraus ergebenden Passivlegitimation im dama—

ligen Streitverfahren konnten aber spätere Ereignisse, wie der

Eintritt des neuen Versicherungsfalls, nichts mehr ändern (vgl.

hierzu BSG 44, 86, 89, 90).

Entgegen den Ausführungen der Beigeladenen wird die Rechts—

auffassung des LSG auch nicht durch das Urteil des BSG vom

15. Oktober 4970 - 41 RA 99/69 - (BSG 52, 28, 50 = SozR Nr.
40 zu 5 4544 RVO) bestätigt. Diese Entscheidung bezieht

sich nur auf die — ohne Eintritt eines neuen Versicherungs—

falls — erforderliche Neufeststellung einer Rente durch den
bisher zuständigen Versicherungsträger außerhalb eines Ren—

tenstreitverfahrens. Nur für diesen Sachverhalt kann aus

den dortigen Gründen geschlossen werden, daß bei Eintritt
eines neuen Versicherungsfalls die einmal begründete Zu—

ständigkeit neu zu prüfen sei. Gleiches ist aber jener

Entscheidung für den davon abweichenden und hier gegebenen

Sachverhalt, daß der neue Versicherungsfall während eines

noch nicht abgeschlossenen Rentenstreitverfahrens eintritt,

nicht zu entnehmen. Im Einklang mit den eingangs genannten

Urteilen des BSG wird dort vielmehr ebenfalls betont, daß

die Rechtsprechung des BSG Änderungen des Beitragsbildes

während eines Streitverfahrens bei der Prüfung der Zustän—

digkeit des zur Leistung verpflichteten Versicherungsträgers

grundsätzlich nicht berücksichtigt.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 7 _

Da nach alledem die Beigeladene auch für die Feststellung

und Zahlung der dem Kläger ab Februar 1972 zu gewährenden

Leistungen zuständig bleibt, ist die dementsprechende Ent-

scheidung des SG unter Aufhebung des angefochtenen.Urteils

wieder herzustellen (5 470 Abs. 2 Satz 4 SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abs. 4 und 4 SGG.
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